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BERLIN – 31.1.2005 (khd). Neben denhäufig diskutierten Versäumnissen der Bun-desregierungen beim Arbeitsmarkt, derBildungsmisere und demGesundheitssystem gibtes noch eine große Zahlanderer Saumseligkeitenund Ärgernisse, die inden letzten 25 Jahrenweder die Parteien nochdie Regierungen im Sin-ne der Bürger und Volks-wirtschaft angepackt undneu geregelt haben.
An einige dieser Ver-säumnisse mit reichlichaktuellem ‚Handlungs-bedarf‘ soll im Rahmen der Aktion „Bür-ger beobachten die Parteien“ mit fol-gender alphabetisch sortierten Liste erin-nert werden. [Der Staat im Griff der Par-teien][19]

1980–2005
(Stand: 15.8.2009)

Abmahn-Unwesen
Es ist dieser „Abmahn-Schwachsinn“ vonnach Geld gierender Advokaten, der völligunbescholtene Bürger in den Ruin und vorGericht treibt, nur weil sie vielleicht bei ih-ren privaten Webseiten im Internet gegenirgendwelche für die Wirtschaft gemach-

ten Gesetze verstoßen haben (sollen). Esdarf nicht sein, daß deshalb Privatleute ur-plötzlich – ohne Vorwarnung – hochkosten-pflichtige Abmahnun-gen von Rechtsanwalts-Kanzleien in ihren Brief-kästen vorfinden.
Solche Methoden soll-ten auf den Kreis derVollkaufleute (im Sinneder Gesetze) be-schränkt werden. Füralle anderen muß dererste Hinweis auf Ver-stöße kostenlos erfol-gen. Die entsprechen-den Wirtschafts-Geset-ze müssen schleunigst novelliert werden,denn sie stören die Entwicklung des Inter-nets und damit die der Wissensgesellschaft.Es sei denn, man will Otto Normal vom In-ternet-Publizieren abhalten und in eine rei-ne Konsumenten-Rolle drängen. [01]

Abschreibungs-Unwesen
In einer modernen, wegweisenden Wirt-schaftspolitik haben jedwede Abschreibun-gen keinen Platz. Denn sie sind nichts an-deres als staatlich tolerierte Subventionen,die den wahren Geschäftserfolg verschlei-ern. Als einzige Ausnahme sollte auch künf-tig der Abzug von echten Verlusten aus denVorjahren erlaubt sein.

Baugesetzbuch
(Novellierung notwendig)

Alle Kommunen haben das Problem, daßsich großflächiger Einzelhandel (vom Dis-counter-Typ) auf brachgefallenen Gewerbe-

Versäumnisse der Parteien
Politische Versäumnisse allerorten /

Gesammelte Ungereimtheiten 1980–2005 1 und 2005–2009 2

„Die Parteien wirkenbei der politischenWillensbildung desVolkes mit.“
 So heißt es im Artikel 21des Grundgesetzes.

Da steht nichts von einemAuschließlichkeits-Anspruch derParteien. Aber unsere Parteien tunimmer so, als wenn es so wäre. [19]

BÜRGER BEOBACHTEN  DIE PARTEIEN

1 In dieser Aufstellung von Anfang 2005 wurden später einigeErgänzungen und Anmerkungen zugefügt. Diese wurdendurchweg in kursiver Schrift ausgeführt und mit einem Da-tum versehen. Außerdem wurden weitere Verweise (Links)zugefügt.2 Zur Bundestagswahl 2009 wurden in einem 2. Teil (ab Seite7) weitere Versäumnisse zugefügt.
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flächen unkontrolliert in einem Ausmaßansiedelt, der über Jahrzehnte gewachse-ne Strukturen (Sozialgefüge) zerstört. Pa-radebeispiel dafür ist die im Berliner Be-zirk Steglitz erfolgte ‚Dispensplanung‘ imOrtsteil Giesensdorf. Die nicht so pfiffigenBaugenehmigungsbehörden sagen, daß sieeine solche Nutzung genehmigen müssen,da Einzelhandel grundsätzlich in ausgewie-senen Gewerbegebieten zulässig sei. Umdas Problem generell in den Griff zu be-kommen, muß daher das Baugesetzbuchdahingehend novelliert werden, daß zumin-dest eine verpflichtende Einzelhandels-zentren-Planung geeigneter Art eingeführtwird, in der festgelegt wird, wo und wieEinzelhandel genehmigt werden kann. [02][03]
 In der Stadtentwicklung müssen ganzgrundsätzlich die Bürgerrechte gestärktwerden. Berliner Bürgerinitiativen (BBiBB)hatten dazu bereits im April 2001 ein „Ma-nifest zur Baupolitik“ publiziert. Dennochwurden bislang keine der dort aufgestell-ten Forderungen realisiert – geschweigedenn von den Parteien in Angriff genom-men.
 Ein anderes aktuelles Beispiel (Groß-brand einer Mülldeponie bei Bernau) zeigt,daß planungsrechtlich auch noch anderesin Deutschland erheblich im argen liegt. Esbleibt absolut unverständlich, warum esüberhaupt möglich ist, in der Nähe von Bal-lungsgebieten brandlastige Deponien zugenehmigen. Mit einer Novellierung desBaurechts muß hier schleunigst eindeuti-ge Planungsklarheit (für dumme Behörden)hergestellt werden.

Besteuerung des Verkaufs von
Kapital-Gesellschaften

Die Erfolge einer Wirtschafts-Lobby müs-sen alle wieder eingesammelt werden. DerStaat kann angesichts der wirtschaftlichenGesamtsituation und dem Fehlen von Mit-

teln für Zukunftsinvestitionen (wie Kinder,Bildung, Innovation) keine Steuergeschen-ke austeilen. Der Verkauf von Kapital-Ge-sellschaften muß wieder voll versteuertwerden. [04]
Beweislast-Umkehr

Bei allen Rechtsfragen, die den ‚kleinenMann‘ (oder die ‚kleine Frau‘) als Endver-braucher, Mieter oder Arbeitnehmer betref-fen, muß die Umkehr der Beweislast beiRechtsstreitigkeiten eingeführt werden. Esist ein Anachronismus, daß diese bislangnur in wenigen Bereichen gilt. Zudem mußder „Beweis des ersten Anscheins“ ersatz-los abgeschafft werden.
Datenschutz

Der gesamte Datenschutz für die Bürgermuß dringend auf die Höhe der Zeit ge-bracht werden, d. h. vor allem der rasan-ten technischen Entwicklung angepaßtwerden. Sonst droht das Chaos und dieAbzockerei der Bürger durch Betrüger.
Dienstleistungen steuerlich fördern
Um die mittelständischen Dienstleist-ungs-Unternehmen zu fördern, sollte fürdiese in der EU ein einheitlicher vermin-derter Umsatzsteuer-Satz eingeführt wer-den, der zwischen dem ermäßigten Satzvon 7 % (für Nahrungsmittel) und demvollen Satz von derzeit 16 % liegen sollte.

Erdwärme intensiver fördern
Es ist nicht zu übersehen, daß das Voll-stellen der Landschaft mit Strom-Windmüh-len nicht die Ultima ratio für die Entwick-lung alternativer Energien sein kann (Ne-gativ-Beispiel: Nauener Platte in Branden-burg). Mit der Nutzung der nahezu unend-lichen Erdwärme aus großen Tiefen stehtaber eine umweltverträglichere Option zurVerfügung, wie die aktuellen wissenschaft-lichen Erkenntnisse deutlich machen. Die
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dazu erforderlichen Technologien müssennur noch (weiter-)entwickelt werden. Dasist auch eine ganz große Chance für denStandort Deutschland – bis hin zum Wachs-tumsmotor für unsere Wirtschaft. [05]
Europa vollenden

Es wird höchste Zeit, daß Europas Re-gierung – die EU-Kommission in Brüssel –demokratisch legitimiert wird, das heißtdurch das Europa-Parlament gewählt wird.Der Europa-Präsident (Kommissions-Präsi-dent) könnte sogar (er sollte wg. der da-durch erzielbaren Europa-Sensibilisierungder Bevölkerung) durch Urwahl der Euro-päer erfolgen. Dazu gehört selbstverständ-lich auch die Ausstattung des Europa-Par-laments mit vollen parlamentarischen Be-fugnissen.
Wer Ja zum europäischen Binnenmarktund dem Euro gesagt hat, muß endlich auchdafür sein, daß es eine durch das Parla-ment kontrollierte gemeinsame Wirt-schafts- und Finanz-Politik gibt. Der gegen-wärtige Zustand der nationalen Eigenbrö-delei ist ein Unding zum Nachteil Europasund der gemeinsamen Währung. Das allesmuß in einer neuen EU-Verfassung, die überden bisherigen (quasi gescheiterten) Ent-wurf hinausgeht, geregelt werden. Undsollten einige Länder bei dieser EU-Weiter-entwicklung nicht mitmachen wollen, dannsteht es ihnen ja frei, die EU wieder zu ver-lassen – um Zeit zum Nachdenken zu ha-ben. [Chronik des Euro und der EU]

Flüsse renaturieren
(Hochwasserschutz)

Es ist angesichts des fortschreitendenKlimawandels politische Dummheit, denFlüssen nicht wieder mehr Raum zu geben.Die aktuelle Alpen-Flut vom August 2005sollte das noch einmal überdeutlich ge-macht haben. [06][und die ach so „klugen Bayern“...]

Fusionsrecht
Das gesamte Fusionsrecht ist nicht mehrauf der Höhe der Zeit, wie es u. a. beimFall „Mannesmann/Vodafone“ deutlich wur-de. Auch sollten volkswirtschaftlich unsin-nige Mega-Fusionen – auch zum Schutz derbeteiligten Unternehmen – erheblich er-schwert werden. Aus dem Presse-Fusions-recht muß ein umfassenderes Medien-Fusionsrecht entwickelt werden, das vorallem eine Entwicklung hin zu einem oligo-polartigen Medienmarkt vom Typ „Ber-lusconi“ verhindern muß. Die hohe Quali-tät des öffentlich-rechtlichen Rundfunks mitMeinungsvielfalt muß auf Dauer bei völli-ger Werbefreiheit sichergestellt werden.

Gläserner Abgeordneter
Es ist keine Frage, daß heute jeder Ab-geordnete seine Einnahmen vollständigoffenlegen muß. Das Wahlvolk hat im ‚Lob-by-Staat‘ einen Anspruch darauf, zu erfah-ren wer in welchem Umfang die politischenAktivitäten bezahlt. Mit dem Internet ist dasheute auch unproblematisch zu erledigen.Und natürlich müssen Verstöße gegen dieOffenlegung im Strafgesetzbuch vorkom-men – genauso wie Verstöße bei den Partei-spenden.

GmbH (Publikationspflicht)
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts sollte eseine Selbstverständlichkeit sein, daß dieumfassenden Publikations-Regeln von Ak-tiengesellschaften auch auf alle Unterneh-men vom GmbH-Typ sinngemäß angewandtwerden. Denn auch die Öffentlichkeit hatein berechtigtes Interesse, etwas über denZustand dieser ‚anonymen‘ Kapital-Gesell-schaften und deren Verflechtungen zu er-fahren – zumal wenn sie von Hedge-Fondsgeschluckt worden sind.
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GmbH & Co. KG (bessere Regeln)
Seit Anfang der 60er-Jahre wissen wirdurch die Publikationen in der „DM“, daßdiese Firmen-Konstrukte zum Typ „extremunseriös“ gehören. Wer solche Unterneh-mensformen wählt, hat fast immer etwaszu verbergen oder will die Volkswirtschaftstark ‚belasten‘ – beispielsweise durch ge-ringere Steuerzahlungen.

Hedge-Fonds
(Schutz der Volkswirtschaft vor

den „ Heuschrecken“)
So willkommen manchmal das ‚frischeGeld‘ ausländischer Private Equity Fondssein mag, darf es doch nicht dazu kom-men, daß die Volkswirtschaft, die Arbeit-nehmer oder die Mieter unter der Gewinn-um-jeden-Preis-machen-wollen-Wut dieserundurchsichtigen Fonds zu leiden haben.
Paradebeispiel ist derzeit die GSW in Ber-lin, die sich (beweisbar) unter der Regievon Cerberus kaum noch um die Belangeder Mieter kümmert. Es müssen auf EU-Ebene zumindest schnellstens Regelungen(neue Marktbedingungen) gefunden wer-den, die diese Fonds zu voller Transparenzmit Publikationspflicht verpflichten. [07]

28.11.2008. Im Herbst 2008 wissen wir, daß das jah-
relange Laisser-faire der Politik zunächst zur globa-
len Finanzkrise und dann zur Weltwirtschaftskrise
geführt hat. Der Markt hat nichts gerichtet. Und Mil-
liarden Menschen müssen nun unter den Folgen des
Wahns der neoliberalen Deregulierung der Finanz-
märkte leiden. [17]

Internet-Förderung
Es reicht nicht aus, mit einem Breitband-Atlas die Misere beim Zugang zum Inter-net zu konstatieren. Nur eine besondersaktive und intelligente Politik kann nach fast25 Jahren total verfehlter IT/TK-Politikdeutscher Regierungen (falsche Technik-Förderung — inkonsequente Post-Reform

— keine Trennung von Netz und Betriebbei der Telekom — keine zusätzliche Ab-trennung des TV-Kabelnetzes von vornher-ein — Internet im 1. TKG von 1996 ver-gessen — keine zügige Einführung der TAL-Vermietung — retardierte Einführung desLine-sharings bei der TAL , Nichterkennensder Bedeutung des Bitstream-Accesses fürdie Preisbildung [08] — Prozess-Hanseleides ex-Monopolisten Telekom ohne Endewg. Gesetzes-Lücken — keine knallharteRegulierung des ex-Monopolisten — ...)vielleicht doch noch erreichen, daß endlichdie noch immer für normale Internet-Uservöllig überhöhten Internet-Zugangskostenauf das international übliche Maß reduziertwerden. [09]
Um es klar und deutlich zu sagen: DieBundeskanzler Kohl und Schröder sowie diezuständigen Minister Bötsch, Rexrodt, Mül-ler und Clement haben bei der Entwicklungdes Internets versagt, so daß hierzulandesehr viele neue Arbeitsplätze erst gar nichtentstehen konnten. Sie haben der deut-schen Volkswirtschaft Schaden zugefügt.Der Bundestag ist daher aufgefordert, inder 16. Legislatur die Kardinalfehler der Alt-Politiker in geeigneter Weise zu korrigie-ren. [Wer hat die Entwicklung des Inter-nets in Deutschland behindert?]

Lebensmittel-Kontrolle
Bereits 1985 anläßlich des Wein-Skan-dals wurde deutlich, daß es hierzulande umdie staatliche Kontrolle von Lebensmittelnnicht zum Besten steht. Obwohl gute Rat-schläge gegeben wurden, hat sich bis heu-te nichts nachhaltig geändert – sogar einHumana-Skandal wurde möglich. DennKontrollen erfolgen nur nach Kassenlage.Für Panscher & Co. herrschen gute Zeiten,wie ein Blick auf die bekanntgewordenenSkandale zeigt. [10]
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Mißbrauch des TV-Äthers zur
Volksverdummung

Mißbrauch des TV-Äthers zur Volksver-dummung: In schlechten Zeiten brauchtdas Volk ‚Brot & Spiele‘ – zur Ablenkung.Nur mit einem solchen Ansatz dürfte zuverstehen sein, daß sich hierzulande inzwi-schen auf allen privaten Fernsehkanälendümmliche Abzock-Gewinnspiele breitma-chen konnten und dieses auch geduldetwird. Der Gesetzgeber muß hier in geeig-neter Weise regulierend eingreifen, um demPrivat-TV klarzumachen, daß der Lizenz-Entzug droht, wenn sie ihr Geld nicht aufehrliche Art verdienen. Außerdem mußimmer auch bedacht werden, was sich indieser Sendezeit an solidem Wissen undan Information über die TV-Kanäle zumZuschauer transportieren ließe.
Mitbestimmung der Bürger bei der
Kandidaten-Auswahl/Aufstellung

Unser Wahl- und Parteien-Recht muß zuBeginn des 21. Jahrhunderts grundsätzlichreformiert werden – besser gemacht wer-den. Und dazu gehört, daß es den Wahl-bürgern in geeignet Weise ermöglicht wer-den muß, auf die Auswahl der zu wählen-den Kandidaten Einfluß zu nehmen. Sokönnte beispielsweise eine Drittstimme miteiner Namensliste eingeführt werden, diedie Bedeutung der abgegebenen Zweitstim-me erklärt. [Der Staat im Griff der Partei-en][19]
Neue Verfassung (Grundgesetz)

Es ist keine Frage, unser Grundgesetzmuß dringend überholt werden. Leider hates die kohlsche Bundesregierung 1990 imZusammenhang mit der Deutschen Einheitvermieden, dieses drängende Problem an-zupacken. Und dabei war unseren Verfas-sungsvätern durchaus klar, daß eine Fort-entwicklung aufgrund von Erfahrungen er-folgen soll. Das Hauptproblem der Verfas-

sung ist die völlig unzulängliche Abgren-zung der Befugnisse zwischen unseren bei-den Kammern (Bundestag und Bundesrat).Es darf nicht sein, daß der Bundesrat zur(bestimmenden) Nebenregierung Deutsch-lands wird, wie wir das seit den 1980er-Jahren immer wieder erleben mußten. DasSagen muß das Parlament (Bundestag)haben. Nur ganz wenigen Ausnahmen (ei-gentlich nur bei Fragen der Verteilung desSteueraufkommens zwischen Bund undLändern) sollte den Bundesländern ein qua-lifiziertes Veto-Recht eingeräumt werden.Ansonsten steht es den Bundesländern je-derzeit frei, Klage vor dem Bundesverfas-sungsgericht zu erheben, falls sie sich durchEntscheidungen des Bundestags oder derBundesregierung benachteiligt sehen soll-ten. Dieses Problem muß vordringlich (nochvor allen anderen Reformen) in der anste-henden Legislatur gelöst werden – vermut-lich am effektivsten in einer Großen Koali-tion (CDU/CSU + SPD). Und sollten diePolitiker eine neue Verfassung weiter ver-schlafen, dann könnte durchaus der Sou-verän die Sache selbst in die Hand neh-men – man nennt das Revolution. [11][Glasperlenspieler [14]]
ÖPNV-Privatisierung

Es ist ein (EU-)Irrglaube, daß sich nacheiner Privatisierung staatlicher Verkehrsun-ternehmen und einer vollständigen Öffnungdes Marktes die Preise für die Beförderungdeutlich nach unten bewegen werden. Dennder ÖPNV ist nicht digitalisierbar wie esbeim Telekommunikationsmarkt möglichwar, wo das mehr oder weniger so ablief.Bereits mittelfristig würden die Fahrpreiseüberproportional ansteigen. Die schlauereIdee ist, daß bei den Verkehrs-Unterneh-men – auch der Deutschen Bahn – der Staatbzw. die Kommunen (Haupt-) Eigentümerbleiben. Allerdings müssen die Unterneh-men wirtschaftlich geführt werden, damitsie in einem besonders pfiffig regulierten
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Markt (to-be done) bestehen können. Undes reicht völlig aus, wenn diese ÖPNV-Be-triebe eine schwarze Null schreiben. Ent-scheidend ist die für die Bürger erbrachteDienstleistung.
Politiker evaluieren

Bislang bestimmen in Deutschland alleindie politischen Parteien, welche Kandida-ten sie bei Wahlen zu Parlamenten aufstel-len. Die Bürger haben auf die Kandidaten-auswahl – und damit auf die Qualität derPersonen – keinen Einfluß. In einer mo-dernen Demokratie reicht das nicht mehraus. Allen wahlberechtigten Bürgern mußkünftig in geeigneter Weise ermöglichtwerden, auf die Kandidatenaufstellung Ein-fluß zu nehmen. [12]
Steuerschlupflöcher endlich stopfen
Es ist ein Unsinn der besonderen Art, daßsich der Staat Milliarden an Steuern ent-gehen läßt, wo doch das Geld an allen Ek-ken und Enden fehlt. Denn seit Jahren er-sparen sich meistens Besserverdienendeenorme Summen an Steuerzahlungen, in-dem sie Steuerspar-Fonds (Immobilien,Schiffsbau, Medien, Windmühlen) zeichnenund dann von diesen hohe Zuweisungenan Verlusten erhalten. Diese Verluste kön-nen die Zeichner dann von der zu zahlen-den Einkommenssteuer abziehen, so daßhäufig überhaupt keine Steuern mehr an-fallen. Während HARTZ-Trickser nicht nurvon der Regierung als „Abzocker“ und „Pa-rasiten“ denunziert werden, wird das un-soziale Verhalten von Fonds-Zeichner – deneigentlichen Sozialschmarotzern – hinge-nommen.

24.11.2005. Voilà! Die neue Bundesregierung der
Großen Koalition hat heute eine erhebliche Einschrän-
kung dieser Steuerspar-Tricks beschlossen. Die Re-
gelungen gelten rückwirkend ab dem 11.11.2005. Es
werden nun staatliche Mehreinnahmen von rund 2
Mrd. Euro pro Jahr erwartet (für 2005/2006 etwa 1/2
Mrd. Euro).

Steuersystem vereinfachen
Immer wieder haben uns Politiker seitden 1960er-Jahren versprochen, daß dasdeutsche Steuersystem vereinfacht werdenwird. Passiert ist nichts! Oder doch: Eswurde immer komplizierter. Während frü-her die allermeisten Arbeitnehmer wg. aus-reichend hoher Freibeträge niemals eineSteuer-Erklärung abgeben mußten, müs-sen sie sich – inzwischen sogar auch nochdie Rentner – durch seitenlange, völlig un-verständliche Steuerformulare quälen so-wie das ganze Jahr über fleißig entlasten-de Belege im Schuhkarton sammeln. Oballerdings das Kirchhofsche Steuer-Modellwirklich der Weisheit letzter Schluß ist, mußerst noch sorgfältig geprüft werden.

Strom-Markt
Verhinderte zunächst jahrzehntelang einantiquiertes Nazi-Gesetz das Entstehen ei-nes freien Strommarktes, gelang es dannauch keiner Bundesregierung, hierzulandeeinen echten Stromwettbewerb entstehenzu lassen. Es wurde nur gemacht, was diestarke Energie-Lobby wollte [Ed: befahl? –immerhin durften sie ja unter Rot-Grünganze Passagen des neuen Energiewirt-schafts-Gesetzes in ihrem Sinne und zumNachteil der Verbraucher formulieren].
So entwickelte sich ein Oligopol mit stän-dig steigenden Energiepreisen. Und die Ge-winne von ENBW, EON, RWE und Vatten-fall explodierten, wie die aktuellen Zahlenbelegen. Andererseits hat der ‚kleine Mann‘,die ‚kleine Frau‘ seit vielen Jahren hoheVerluste durch das Ausfallen von Einnah-me-Zuwächsen, so daß sie nicht mehr wis-sen, wie sie die unverschämten Teuerun-gen („Abzocke“) überhaupt noch bezahlensollen. [13] [Macht statt Markt]
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Umweltgesetzbuch
Die Grünen hatten es uns um 1998 ver-sprochen. Es sollte ein großer Wurf wer-den. Daraus geworden ist bislang nichts,denn vermutlich hat die ökologisch wenigkompetente SPD (Clement & Schily) daszu verhindern gewußt. Das muß korrigiertwerden.

15.7.2009. Und unter der Großen Koalition versagte
die Union die Arbeit an der Fertigstellung eines weg-
weisenden Umweltgesetzbuches – aus höchst faden-
scheinigen Gründen.

2005–2009
(Stand: 15.9.2009)

Banken-Regulierung
Die Banken machen, was sie wollen. Dawerden auf einmal Gebühren für klassischeSparbücher verlangt, Überweisungen ohneUnterschrift ausgeführt, nicht autorisierteLastschriften erledigt und Falsch-Beratun-gen der Kunden bei Geldanlagen sind so-wieso an der Tagesordnung. Wie schlimmdas arrogante, eigennützige Agieren derBanken tatsächlich ist, wurde nach demLehman-Crash (15.9.2008) klar. Viele Spa-rer verloren durch die Dämlichkeit der Ban-ken vieles von ihrem Ersparten. Das allesmuß sich schleunigst ändern. Die GroßeKoalition hat den Banken bislang aber vielzu wenig an ‚Nachhilfe‘ erteilt. [15] [16]

Binnen-Nachfrage
Deutschland war immer stolz darauf, derExport-Weltmeister zu sein. Aber in der Fi-nanz- und Weltwirtschaftskrise II zeigtesich dann im Winter 2008/09 sehr schnell,daß das erheblich negative Folgen hat. InDeutschland stürzte die Real-Wirtschaft sostark wie in keinem anderen EU-Land ab(nur Ungarn erwischte es noch etwas stär-ker). Der Grund dafür: In Deutschland warund ist die Nachfrage der Bürger viel zu

schwach. Es wird zu wenig konsumiert. Einestarke Binnen-Nachfrage hätte aber denExportausfall in Teilen kompensieren kön-nen. Aber alle Regierungen haben seit den1980er-Jahren kaum noch Anreize dafürgesetzt.
Die Gewerkschaften haben in ihren Ta-rifverhandlungen kläglich versagt. Sie hät-ten höhere Löhne durchsetzen müssen, umder Volkwirtschaft einen Dienst zu erwei-sen. Und die Arbeitgeber waren so dumm,nicht mehr vom verdienten Geld an dieMitarbeiter zu verteilen. Das alles wird auchbewirken, daß Deutschland nur sehr lang-sam wieder aus der Groß-Krise herausfin-den wird. Es sei denn, man ändert dasmöglichst schnell.

Finanzmarktkrise
Im September 2009 haben wir nun einganzes Jahr die große Krise, und noch im-mer ist kaum etwas wirklich dagegen un-ternommen worden. Zwar hat unsere Re-gierung den Banken und einigen ausge-wählten Unternehmen mächtig mit geborg-tem Geld geholfen, aber klar erkennbareFehler vergangener Regierungen wurdenbislang gesetzlich nicht korrigiert. Beispiel-weise können hierzulande die ‚Heuschrek-ken‘ noch immer frei schalten und walten,die Banken dürfen weiterhin Papiere (‚Zer-tifikate‘) verkaufen, hinter denen kein Wertder Real-Wirtschaft steht, an Börsen oderanderswo dürfen noch immer Leer-Verkäu-fe (short selling) von Wertpapieren statt-finden. Deutschland sollte damit anfangen,diesem schwachsinnigen und (Volkswirt-schafts-)schädlichen Treiben ein Ende zusetzen. [18]

Lebensmittel
Die wenig demokratisch kontrollierte EU-Kommission steuert seit den 1990er-Jah-ren in vielen Politikbereichen einen strik-ten neo-liberalen Kurs. So trat beispiels-
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weise zu Ostern 2009 eine auf diesem fal-schen Gedankengut der Marktradikalenberuhende und den Verbraucherschutz ab-bauende Verpackungsrichtlinie in Kraft,die es Handelsunternehmen ermöglicht,Kunden regelmäßig zu betrügen. Niemand– auch in Deutschland nicht – hat die Not-bremse gezogen. Und so sind im Handelimmer häufiger (z. B. bei Obst und Gemü-se) 400-Gramm-Packungen anzufinden,statt der bisher üblichen 500-Gramm-Pak-kungen (1/2 kg) – natürlich zum gleichenPreis, was einer Preissteigerung von 25 %entspricht. Die Heuschrecken lassen grü-ßen! [22]
Ein weiteres Beispiel ist die auf Aromen-Richtlinien der EU beruhende Aromen-Verordnung, die so furchtbar viel ‚Che-mie‘ in unseren Lebensmitteln erlaubt. DieIndustrie nutzte das inzwischen gewaltigzum Eigennutz aus. Und so sind heutzuta-ge viele geschmacksveränderte Produktesowie sogar reichlich Imitate im Handel.Weil die Verbraucher das nicht wollen, mußes wieder geändert werden. [21]

Mieten-Bombe
In Deutschland tickt eine Bombe bei derEntwicklung der Wohnungs-Mieten, und dashängt mit den Heuschrecken zusammen.Offensichtlich hat das noch keine der Par-teien erkannt. Die rot-grüne Bundesregie-rung hatte um 2000 in Deutschland damitbegonnen, reine Finanz-Investoren desangelsächsischen Typs (Heuschrecken)zuzulassen. Die Kommunen begannen da-mit, ihre Wohnungsbestände im Großstil zuverkaufen – vor allem an diese unseriösenHeuschrecken-Unternehmen, denen esausschließlich auf einen großen Profit an-kommt.
So trieben diese Heuschrecken in denletzten Jahren die Wohnungs-Mieten trick-reich in die Höhe. Und ein Ende der Miet-preis-Steigerungen ist nicht abzusehen,

zumal deutsches Mietrecht auf der Fiktioneines stetigen Wachstums – auch der Löh-ne – beruht. Es besteht dringender Novel-lierungs-Bedarf, soll es nicht zu sozialenUnruhen kommen. [24]
Polizei-Präsenz

Es ist unerträglich, daß bei einem Notfallder Anruf der Notfall-Nummer 110 in einerWarteschleife landet und durchaus 10 Mi-nuten gewartet werden muß, bis das An-liegen überhaupt vorgetragen werdenkann. Warum hier bei der Sicherheit derBevölkerung Personal eingespart wird,bleibt absolut unverständlich. Auch aufStraßen, Plätzen und auf Bahnhöfen istregelmäßig viel zu wenig Polizei anzutref-fen. Es ist öffentliche Aufgabe der Polizei,überall  für Sicherheit und Ordnung zu sor-gen. Eine Video-Überwachung kann dasnicht leisten, allenfalls Beweise sichern.
Staatskommissar

In das Wirtschaftsrecht muß die Möglich-keit, in Unternehmen einen Staatskom-missar (für eine Übergangszeit) einzuset-zen, eingeführt werden. Die Ereignisse derletzten Jahre mit reichlich „Dämlichkeit undUnfähigkeit am Steuer“ von Unternehmender Privatwirtschaft (z. B. Neue Heimat,Bremer Vulkan, Karstadt, Quelle, Post, sehrviele Banken [20], Bahn, S-Bahn [23]) ha-ben deutlich aufgezeigt, daß unfähige Ma-nager volkswirtschaftliche Werte vernich-ten können. Deshalb ist es dringend gebo-ten, in Ausgestaltung des Artikels 14 desGrundgesetzes („Eigentum verpflichtet“)das Recht weiterzuentwickeln. Dabei ist dieKompetenz des Staatskommissar ähnlichder eines Insolvenz-Verwalters auszuge-stalten. Der Staatskommissar muß durcheine geeignetes externes Gremium kontrol-liert werden. Solch ein Staatskommissar istkeine ‚linke‘ Idee, sondern ein Gebot derVernunft und in unserer Verfassung von
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Mehr zu diesem Thema:[00] Die Vergabe der Nummer erfolgt demnächst.[01] [29.09.2000: Markenrecht über alles?]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Welcome/News02.html#10[02] [01.08.2004: Dispens-Planung in Lichterfelde]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Pub/Geschaeftesterben2.pdf[03] [15.09.2004: Bauskandal in Giesensdorf]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Pub/Geschaeftesterben3.pdf[04] [17.10.2003: Neues Steuerschlupfloch]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Welcome/News05.html#18[05] [01.08.2005: Kernreaktor Erde — Bahnbrechende Entdeckung der Geo-Neutrinos]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Welcome/News13.html#Erdkern[06] [18.08.2005: Klimawandel — Climate Change]  (khd-research)URL:  http://www.khd-research.net/Sci/Klimawandel.html[07] [25.04.2005: Die „Heuschrecken“ kommen]  (khd-research)URL:  http://www.khd-research.net/Politik/Facts/Pol_Facts_2.html#Fonds[08] [09.05.2003: Regulators must rule swiftly on wholesale broadband]  (Total Telecom)URL:  http://t-off.khd-research.net/Aus___Medien/122.html#TOT_1[09] [10.09.2005: Endlich das Internet fördern]  (t-off)URL:  http://t-off.khd-research.net/Old_News/18.html#Altlasten[10] [10.06.2002: Zum Chaos deutscher Lebensmittel-Überwachung]  (BSE-Page)URL:  http://bse.khd-research.net/F/acts4.html#LM_Kontrolle[11] [18.12.2004: Politik blockiert die Republik]  (khd-Page)URL:  http://www.khd-research.net/Welcome/News12.html#2

1949 bereits prinzipiell angelegt. Es ist so-gar zu erwarten, daß allein schon die Dro-hung mit dem Staatskommissar, Managerauf den ‚Pfad der Tugend‘ zurückleitenkönnte.
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Erscheinungsorte sind San José (USA) oder Toronto (Canada). Her-
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Es gilt der Disclaimer.
Der hier im PDF-Format präsentierte Haupt-Artikel wurde erstmals
im Vorfeld der Bundestagswahl 2005 am 1. August 2005 veröffent-
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